
Kampf der Militarisierung heißt
Kampf dem Rassismus!
von Lia Malinovski,  aus der REVOLUTION Zeitung Mai 2026, 5 Minuten
Lesezeit

In  den  letzten  Jahren  ist  der  Rassismus  immer  weiter  angestiegen.  Seit
Jahren ist es nicht wegzudenken, dass die Politiker:innen von CDU, SPD,
Grünen und co. Rassistische Aussagen tätigen, um ihre Sozialkürzungen und
Angriffe auf die gesamte Arbeiter:innenklasse zu rechtfertigen. Dabei ist der
antimuslimische Rassismus – auch im Zuge des Genozids in Gaza – zu einem
zentralen Baustein rechter Politik geworden. Es ist kein Zufall,  dass jetzt
Grenzen geschlossen werden, die Abschiebepolitik ein neues Hoch erfährt,
Merz ungestraft Äußerungen zum „Stadtbild“ macht oder die Befugnisse von
Frontex  vergrößert  werden.  Genauso  ist  es  kein  Zufall,  dass  jetzt  die
Wehrpflicht kommt – beides hängt miteinander eng zusammen und ist auf die
Krise  des  Kapitalismus  zurückzuführen,  die  Nationalismus,  Chauvinismus
und  einen  verstärkten  Kampf  um die  Neuaufteilung  der  Welt  unter  die
imperialistischen Kernländer nötig macht.

Wo liegt der Zusammenhang?
Die Militarisierung basiert auf der Idee einer nationalen Einheit. Logisch,
denn sie ist zur Verteidigung der Nation gedacht, also muss diese Nation
auch einiges gemeinsam haben und einigermaßen Einheitlich sein. Dem steht
Migration diametral entgegen. Die Nation beruht auf den Grenzen zwischen
anderen  Nationen,  auf  der  Abgrenzung  (physisch  und  ideologisch)  von
anderen Nationen,  von der Abgrenzung zwischen dem „Inland“ und dem
„Ausland“, von „uns“ und „den anderen“. Offene Grenzen zerreißen dieses
Gebilde der Nation relativ schnell – gerade in Zeiten der Krise. Während sich
die kapitalistischen Staaten in Phasen relativer Stabilität erlauben können,
dass die Unterschiede zwischen den Nationen geringer werden, also durch
Migration  die  Bevölkerung  vermischt,  muss  zu  Krisenzeiten  dagegen
gearbeitet werden, um als Nation den anderen überlegen und im Inneren
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stabil  zu  sein.  Diese  Abgrenzung  findet  nicht  nur  nach  außen  sondern
genauso  auch nach Innen statt  folgt  dabei  aber  der  selben Logik:  auch
Menschen innerhalb der Grenzen des deutschen Staates werden rassistsich
als „außerhalb“ der „deutschen Gesellschaft“ gebrandmarkt.

Um  also  die  Wehrpflicht  einführen  zu  können,  muss  gleichzeitig  der
Rassismus  weiter  ansteigen:  Die  „Verteidigung  des  Vaterlandes“  ist  nur
möglich, wenn es ein solches gibt und das klar von anderen zu unterscheiden
ist.  Einen  weiteren  Aspekt  findet  man  in  der  Kriegspropaganda  die  zur
Legitimation  für  verschiedene  Kriege,  Kriegsvorbereitungen  oder  die
Aufrüstung  an  sich  dient.

Dabei  dient  v.a.  Antimuslimischer  Rassismus,  spätestens  seit  den  frühen
2000ern  als  eine  Schlüsselideologie  für  die  meisten  westlichen
Imperialistischen Staaten, denn er Legitimierte ihre strategisch wichtigen
Kriege in Irak, Afghanistan oder Libyen. Auch heute spielt er eine wichtige
R o l l e  i n  d e r  U n t e r d r ü c k u n g  v o n  B e w e g u n g e n ,  w i e  d e r
Palästinasolidaritätsbewegung,  die  sich  gegen  die  „Staatsräson“  und  die
strategischen Ziele des deutschen Imperialismus stellt nach innen, sowie die
Unterstützung des Israelischen Genozids in Gaza und die Bombardements in
Libanon und Iran legitimiert. Allgemein findet im Imperialistischen Kampf
um die  Neuaufteilung  der  Welt  ein  Anstieg  des  Rassismus  gerade  ggü.
Menschen  statt  denen  Merkmale  des  jeweiligen  Imperialistischen
Konkurrenten oder Halbkolonialen Feind zugeschrieben werden, sei es reale
oder  vermutete  Herkunft,  Religion,  oder  andere  vollkommen Willkürliche
Zuschreibungen. Dies sehen wir auch in dem Anstieg von Antislawischen
Rassismus rund um die Imperialistsiche Invasion Russlands in die Ukraine, so
trifft dieser Rassismus eben auch u.a. Ukrainer:Innen oder Pol:Innen, was in
der rassistischen Logik gar keinen Widerspruch darstellt.

Kriegsproduktion
Nebenbei hat Rassismus auch eine andere, wichtige Funktion: Lohndumping
und  Spaltung  der  Arbeiter:innenklasse.  Die  sowieso  schlechte  Wirtschaft
sucht  aktuell  einen  Ausweg  in  der  Kriegsproduktion.  VW  hat  letztens
angekündigt, nun auch für den Iron Dome (Israels Luftverteidigungssystem)



produzieren  zu  wollen.  Mit  rassistischen  Vorstellungen  und  den
Möglichkeiten  von  Leiharbeit,  kann  der  Lohn  gedrückt  werden  und  die
Kapitalist:innen  Geld  sparen.  People  of  Colour  sollen  also  zeitgleich  für
Deutschland produzieren und die Löhne drücken, als „Dank“ dafür werden
sie  zusätzlich  aus  der  Gesellschaft  ausgegrenzt  und  müssen  vor
Abschiebungen Angst haben. Produzieren nicht für irgendwas, sondern für
die Tötung und Ermordung oft ihrer eigenen Familie in den Kriegsgebieten,
um die Deutschland mit anderen Imperialist:innen kämpft. Sei es Iran, wo
aus Deutschland heraus Drohnen gesteuert werden und offene Unterstützung
für die Ziele vom zionistisch-amerikanischen Angriff zum guten Ton gehört,
sei es Gaza, wo Deutschland der drittgrößte Waffenlieferant ist und selbst
Berichterstattung defacto mit dem Tod bestraft wird, sei es Sudan, wo auch
wieder  Waffen aus Deutschland geliefert  werden und zeitgleich niemand
drüber  redet.  PoC  sind  stärker  von  den  massiven  Kürzungen  und  dem
Sozialabbau  betroffen  und  werden  öfter  in  prekäre  Lebensrealitäten
gedrängt. Von den körperlichen Angriffen von Polizei, Staat und Nazis ganz
zu schweigen.

Antirassistischer Kampf gegen Krieg!
Als Bewegung gegen die Wehrpflicht und die Militarisierung müssen wir den
Zusammenhang  zwischen  Militarisierung  und  Rassismus  verstehen  und
beides  als  einen  gemeinsamen  Kampf  kämpfen.  Es  ist  unsere  Pflicht,
Organisationen von PoC und Migrant:innen auf unseren Streiks eine Bühne
zu  bieten,  aktiv  einbinden  und  Kämpfe  gegen  Abschiebungen,  gegen
Rassismus  aktiv  und  direkt  unterstützen.  Die  Schulkomitees  und
Streikkomitees  müssen  Anlaufstellen  für  Rassismusbetroffene  sein,  wo
gemeinsam Diskutiert  wird,  wie  der  alltägliche Rassismus in  Schule  und
Gesellschaft bekämpft wird. Sie müssen ein Ort sein, an dem gemeinsam
gegen  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen  oder  gegen  rassistische  und
koloniale Vorstellungen aus den Lehrbüchern gekämpft wird.

Wenn  wir  uns  selbst  ernst  nehmen  wollen  als  Bewegung  gegen  die
Wehrpflicht,  dann  müssen  wir  eine  internationalistische  Perspektive
einnehmen. Wir dürfen nicht in das Schweigen zu Gaza einstimmen, sondern



müssen deutlich und laut für ein freies Palästina und gegen die deutsche
Mittäter:innenschaft sein. Wir müssen die imperialistischen Ambitionen des
Westens als solche offenlegen und bekämpfen.

Für offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo sie leben!
Für  den Kampf  gegen alle  Abschiebungen,  Abschiebegefängnisse  und die
Abschottungspolitik der EU und Deutschlands!
Kampf der Wehrpflicht heißt Kampf der Aufrüstung! Kein Cent, kein Mensch
dem Militarismus, für die Abschaffung der Bundeswehr!
Keine Unterstützung Israels! Hands off Iran! Für nationale Selbstbestimmung
der unterdrückten Nationen! Für das Recht auf freie Meinungsäußerung zu
Gaza, stopp der Sanktionen gegen Hüseyin Dogru!
Für  den  Aufbau  von  demokratischen  Selbstverteidigungsstrukturen  in
Stadtteilen, Betrieben und Schulen gegen die rassistischen Angriffe von Staat,
Polizei und Nazis!
Für  den  Aufbau  von  Antidiskriminierungsstellen  in  unseren  Schulen,  die
unabhängig  von  Schul le i tung  und  der  Schüler : innenschaft
rechenschaftspflichtig  sind!

Wie  kämpfen  wir  gegen  die
Wehrpflicht?
von Brokkoli Bittner, aus der REVOLUTION Zeitung von Mai 2026, 7 Minuten
Lesezeit

Panzer auf Zügen in Mecklenburg-Vorpommern. Bundeswehrsoldaten aufm
Ku’damm. Kampfjets am Himmel Sachsens. Bundestag bereitet Wehrpflicht
vor.  Deutschland rüstet  auf.  Diese  Aufrüstung heißt  für  uns  Jugendliche
einen Frontalangriff. Länger als 3 Monate ins Ausland? Nur mit Erlaubnis der
Bundeswehr.  Nach  der  Schule  nochmal  für  die  Bundeswehr  andere
Jugendliche töten. In der Schule nicht mehr versuchen, Physik zu verstehen,
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sondern von Jugendoffizieren genervt werden. Und wenn dann selbst der
Döner in Bundeswehr-Werbung eingepackt ist, wundert es nicht, dass 55.000
Jugendliche am 5. März zum zweiten Mal gegen die Wehrpflicht auf der
Straße waren.

Dass all das jetzt passiert, ist kein Zufall. Aufrüstung ist nicht das Ergebnis
von  Merz’  schlechtem  Geschichtsunterricht.  Sie  ist  im  Kapitalismus
notwendig, denn Kapitalist:innen müssen, um ihre Konkurrenz zu schlagen,
ständig neue Märkte erobern. Wenn die nationale Konkurrenz verdrängt ist
und sich Monopole bilden, geht der Kampf um Märkte auf internationaler
Ebene weiter.  Und die Staaten setzten hier das Interesse der nationalen
Monopole um. Märkte werden aber nicht mit einer Runde Schere, Stein,
Papier aufgeteilt, sondern mit blanker Gewalt und Krieg. Doch selbst wenn
jeder Zentimeter Land unter den Kapitalisten aufgeteilt  ist,  gibt es keine
Ruhe. Denn andauernd wird um die Gebiete gekämpft und es kommt zu einer
Neuaufteilung der Welt. Aufrüstung ist die Konsequenz aus dem Kampf um
die Neuaufteilung der Welt. Denn wenn der wirtschaftliche Wettkampf nicht
mehr ausreicht, muss der Markt durch rohe Gewalt erobert werden.

Der deutsche Imperialismus befindet sich in einer Krise. Bis zum Ausbruch
des  Ukrainekriegs  hat  der  deutsche  Imperialismus  davon  profitiert,  sich
zwischen Russland  und den  USA aufzuhalten.  Billiges  Gas  aus  Russland
kaufen, aber mit den USA in der NATO sein, um sich gegen Russland zu
verteidigen.  Als  der  Ukrainekrieg  ausbrach  und  sich  die  Blockbildung
verschärfte, kappte Deutschland Verbindungen zu Russland und positionierte
sich  klar  im  westlichen  Block.  Das  Pendeln,  wovon  der  deutsche
Imperialismus  profitierte,  war  nicht  mehr  möglich.  Deutschland  als
Exportnation erlebte auch einen großen Verlust durch Trumps Zollpolitik.
Und  die  schwächelnde  Autoindustrie  hilft  Deutschland  nicht  bei  einer
Stabilisierung. Deutschlands wirtschaftliche stärke reicht nicht mehr, um die
eigenen Einflussgebiete zu verteidigen. Was also folgt, ist die Militarisierung,
die wir jetzt erleben. Sie ist Ausdruck der Krise des deutschen Imperialismus.

Wenn wir also die Wehrpflicht verhindern wollen, müssen wir auch gegen
Kapitalismus kämpfen. Denn wie oben erklärt muss im Kapitalismus immer
aufgerüstet werden. Doch nur abstrakt zu betonen, dass die Aufrüstung aus



dem  Kapitalismus  kommt,  bringt  uns  auch  nichts.  Wir  müssen  diesen
Zusammenhang konkret in unseren Kampf einfließen lassen. Indem wir zum
Beispiel den DGB auffordern, gemeinsam mit uns Schüler:innen gegen die
Wehrpflicht zu streiken. Denn es sind die VW-Chefetage, die Rheinmetall-
Bosse und Lidl-Erben, die an unserem Sterben verdienen. Wir müssen also
diese angreifen, um die Wehrpflicht zu verhindern. Dieser Angriff muss ein
Streik des DGB gegen ihre Kriege sein. Denn auch die Arbeiter:innen im DGB
haben kein Interesse daran, dass Deutschlands Interessen mit Gewalt und
Mord in der Welt durchgesetzt werden. Die Verbindung unseres Streiks ist
notwendig,  um  die  Wehrpflicht  zu  stoppen.  Für  die  Arbeiter:innen  in
Deutschland wird  die  Aufrüstung auch in  ihrem Arbeitsalltag  sichtbarer,
wenn  Straßenbahnfahrer:innen  Bundeswehrwerbung  durch  die  Stadt
kutschieren und bei VW Panzer statt Autos produziert werden sollen. Die
Bildung und Produktion werden so langsam auf Aufrüstung umgestellt. Wir
sagen:  Wir  wollen  selbst  über  unsere  Bildung  und  über  das,  was  wir
produzieren, entscheiden!

Dass  Deutschland  seine  Interessen  mit  Gewalt  durchsetzt,  ist  nichts
Abstraktes und passiert schon jetzt täglich. Wenn Bomben in der Welt fallen,
steigt der DAX. Deutschland schützt aber auch mit der Unterstützung von
Kriegen  seine  Einflussgebiete.  Wenn  Deutschland  den  Genozid  in  Gaza
unterstützt  dann  geht  es  auch  darum  Israel  als  Vertreter  deutscher
Interessen  vor  Ort  zu  halten.

Wir  müssen  den  Kampf  gegen  die  Wehrpflicht  und  Krieg  als  eine
internationale Sache verstehen. Denn der Genozid in Gaza zeigt uns jetzt
schon, was deutsche Hochrüstung bedeutet. Die Bundeswehr arbeitet aktiv
mit der IDF zusammen. Man will voneinander lernen, heißt es. Für uns ist
klar, was das bedeutet: Die Bundeswehr beteiligt sich am Völkermord. Wir
müssen uns mit den unterdrückten Völkern auf dieser Welt solidarisieren, auf
die  wir  gezwungen  werden  sollen,  unsere  Waffe  zu  richten.  Denn  sie
versuchen, uns mit Rassismus und Kriegspropaganda klarzumachen, dass wir
Jugendlichen gegeneinander kämpfen sollen. Doch uns ist klar: Die Jugend
muss  international  zusammenhalten  gegen  ihre  Kriege.  Auch  weil  das
System, das für diese Kriege sorgt, ein internationales ist. Für uns heißt das:



nicht nur die Bundeswehr soll nicht an unsere Schulen, wir wollen dort auch
keine  israelischen  Botschafter  oder  andere  zionistische  Propaganda.  Das
Schulstreik gegen die Wehrpflicht Bündnis muss sich klar gegen den Genozid
in Gaza positionieren. Denn Krieg kann man nur international bekämpfen.
Viele unserer Mitschüler:innen waren schon gegen den Genozid in Gaza auf
der Straße. Auch ihnen müssen wir klar machen: Krieg beginnt hier. Wer
gegen den Genozid in Gaza ist, muss gegen die deutsche Hochrüstung sein.
Wer gegen die deutsche Hochrüstung ist, muss gegen den Genozid in Gaza
sein. Deshalb fordern wir die Schulstreikbewegung auf, an dem Tag, wo die
Global Sumud Flotilla angegriffen wird, zu streiken. Die Flotilla ist eins der
größten jnternationalen Projekte  um Israels  Blockade von Hilfsgütern zu
brechen. Schon bei den vergangenen Versuchen, die Blockade zu brechen,
wurde sie immer wieder abgefangen. Als Internationalisten müssen wir uns
solidarisch mit der Flotilla zeigen.

In der Bewegung gegen die Wehrpflicht sind auch die Rufe nach Pazifismus
laut. Das sehen wir auch in der Abschlussresolution vom Schulstreik gegen
die Wehrpflicht Bündnis. Dort wird „Verhandeln statt Schießen“ gefordert.
Eine Forderung, die so tut, als würde es der Jugend etwas nützen, wenn die
Herrschenden sich austauschen. Doch wir Jugendlichen merken Täglich, dass
die Herrschenden nicht in unserem Interesse handeln, und das werden sie
auch nicht, wenn sie mit anderen verhandeln. Wir dürfen auch nicht bei einer
abstrakten Gewaltfreiheit stehenbleiben, nur weil wir für Frieden sind. Denn
wir merken jetzt schon, wie der Staat gewaltsam unsere Bewegung angreift.
Wenn wir  verhaftet  werden für „Merz Leck Eier“ (wann jetzt  eigentlich)
Schilder.  Das ist  nur der Beginn ihrer  Repressionen.  Gegen die wir  uns
organisieren müssen. Und dabei dürfen wir nicht Gewalt ausschließen. Auch
international merken wir, dass Pazifismus keine Strategie für den Frieden
sein kann. Denn Jugendliche in Gaza müssen das Recht haben, militanten
Widerstand zu leisten, und wir müssen uns hier mit ihnen solidarisieren.
Statt  Verhandlungen  müssen  wir  Krieg  dem Krieg  fordern  und  für  den
Aufbau  von  Arbeiter:innenmilizen  kämpfen.  Denn  diese  können  uns
tatsächlich verteidigen gegen Gewalt vom Staat, militanten Nazis und der
Polizei.



Gegenmacht aufbauen
Wenn wir über Schulstreiks reden, müssen wir auch über die Organisierung
vor Ort reden. Denn das ist eine der wichtigsten Sachen zur Mobilisierung
aus Schulen.  Es  geht  nicht  nur  darum, einfach Flyer  vor  der  Schule  zu
verteilen, sondern Gegenmacht zu Organisieren. Gegenmacht heißt für uns,
wenn Schüler:innen die Macht an der Schule in Frage stellen und sich diese
durch Selbstorganisierung zurückholen. Konkret heißt das, nicht die Macht
der  Lehrkräfte  über  Unterrichtsplanung  hinzunehmen,  sondern  selbst  zu
entscheiden,  worüber  man  unterrichtet  werden  will,  zum  Beispiel
antimilitaristische Unterrichtsstunden. Doch Gegenmacht ist  nicht einfach
da, sie muss geschaffen werden. Das tun wir, indem wir die Probleme vor Ort
aufgreifen und mit unserem Streik verbinden. Also zum Beispiel konkrete
Auswirkungen  der  Aufrüstung  skandalisieren.  Und  das  mit  er  Frage  zu
verknüpfen:  Wem gehört  eigentlich  die  Schule?  Wer entscheidet,  wer  in
unsere Schulen darf, und warum entscheiden wir Schüler:innen das nicht
selbst? Es muss die Aufgabe der lokalen Streikkomitees sein, sich gezielt
Schulen in der eigenen Stadt rauszusuchen, wo man diese Fragen aufwerfen
will. Das Ziel muss sein, an jeder Schule einzelne Streikkomitees aufzubauen.
Die  Probleme  vor  Ort  sichtbar  machen,  sie  ins  aktuelle  Weltgeschehen
einordnen und lokale Lösungen vorschlagen.  Diese Komitees halten auch
Schüler:innen zwischen den Streiks aktiv, denn zur Schule muss man ja eh.
Dadurch werden unsere Mitschüler:innen nicht so schnell Demoralisiert. Weil
sie merken, dass wenn zwar die Politiker:innen nichts tun, sie trotzdem an
ihrer Schule was verändern können.

Wir fordern das Schulstreikbündnis auf:
– Die imperialistischen Angriffe auf den Iran zu verurteilen und den Kampf
gegen  die  Aufrüstung  international  zu  führen!  Solidarität  mit  dem
Widerstand  in  Palästina  und  Libanon!

– Auf der Nakba-Demo in Hamburg einen Schüler:innenblock zu organisieren
und bundesweit zum Aktionscamp und zur Demo anzureisen!

–  Am Tag,  wo  die  Flotilla  angegriffen  wird,  bundesweit  Schulstreiks  zu



organisieren!

– den DGB aufzurufen, sich an den Streiks zu beteiligen!

– An jeder Schule Schulstreikkomitees aufzubauen, die für Veränderung vor
Ort und den Aufbau von Gegenmacht kämpfen!

GEAS  und  Aufrüstung:  Zwei
Seiten derselben Medaille
von S. Rius und Sonti M., August 2026, 9 Minuten Lesezeit

Ende Juli durchbrachen mehrere zehntausend Geflüchtete die Grenze einer
Exklave  des  spanischen  Staates  auf  marokkanischem  Land.  Mittlerweile
wurden die meisten von ihnen wieder brutal nach Marokko zurückgeschickt,
mindestens 70 von ihnen starben auf der Flucht. Die spanische Regierung
brüstet  sich  stolz  damit,  Migrant:innen  konsequent  am  Betreten
europäischen  Festlandes  gehindert  zu  haben  und  erhält  dabei  Applaus
diverser EU-Mitgliedsstaaten, so auch der BRD, welche dies als Anlass nimmt
noch barbarischere brutale Maßnahmen an EU-Außengrenzen zu fordern.
Dieser rassistische Massenmord zeigt sich wieder einmal als Realität in der
„Europäischen Demokratie“.

Es reiht sich ein in eine seit Jahren andauernde Aufrüstung der Europäischen
Außengrenzen – militärisch durch Mörderbanden wie Frontex oder rechtlich
durch rassistische Gesetzpakete wie GEAS. Sie sind eine Seite derselben
Medaille der allgemeinen Aufrüstung der EU und der BRD im Besonderen.

GEAS – Ein rassistisches Gesetzpaket
Die GEAS-Reformen (Gemeinsames Europäisches  Asylsystem) stellen eine
Neugestaltung der europäischen Asylpolitik dar. Diese wurden als Reaktion

https://onesolutionrevolution.de/geas-und-aufruestung-zwei-seiten-derselben-medaille/
https://onesolutionrevolution.de/geas-und-aufruestung-zwei-seiten-derselben-medaille/


auf  die  steigenden  Flucht-  und  Migrationsbewegungen  der  letzten  Jahre
beschlossen  und  sehen,  laut  Aussage  ihrer  Autor:innen,  vor  allem  eine
stärkere Kontrolle der EU-Außengrenzen, den „Bau von Grenzlagern“, die
„Beschleunigung  von  Asylverfahren“  sowie  die  „Verringerung  der
Sekundärmigration“ vor. Ziel der Reformen ist es nach offizieller Darstellung,
Asylverfahren effizienter zu gestalten und die Mitgliedstaaten zu entlasten.
Im Klartext heißt das in der Realität v.a. möglichst effektive Aussiebung,
welche  Migrant:innen  für  den  Arbeitsmarkt  brauchbar  sind  und  welche
brutal abgeschoben werden sollen, sowie das zur Hölle machen des Lebens
von Migrant:innen durch immer härtere Gewalt und Schikanen bis hin zu
oben genannten „Grenzlagern“.

Asylverfahren sollen zukünftig innerhalb von zwölf Wochen abgeschlossen
werden.  Bereits  an  den  EU-Außengrenzen  soll  durch  ein  sogenanntes
„Screening-Verfahren“ aussortiert werden, wer weiterkommt und wer nicht.
Hier wird vorausgewählt, wer ein „Grenzverfahren“ bekommt und wer im
Inland das Asylverfahren antreten darf. Deutschland möchte die Maßnahmen
zusätzlich mit sogenannten Sekundärmigrationszentren ergänzen. Dort sollen
Asylsuchende in  staatlichen Grenzlagern interniert  werden,  die  in  einem
anderen  Land  bereits  ein  Asylverfahren  durchlaufen  haben  und  in
Deutschland einen weiteren Antrag gestellt haben. Dafür wird unter anderem
die Eurodac-Datenbank erheblich ausgebaut. Neben Fingerabdrücken sollen
weitere biometrische Daten wie Gesichtsbilder gespeichert werden. Dadurch
sollen  Personen  schneller  identifiziert  und  ihre  Bewegungen  präziser
innerhalb  Europas  verfolgt  werden.

Diese  Reform  umgeht  schlicht  selbst  bürgerliche  Grund-  und
Verfassungsrechte, fördert massiv den Ausbau staatlicher Überwachung und
trägt  aktiv  zur  Erzeugung eines  künstlichen Feindbildes  bei,  welches  zu
erhöhtem Rassismus und der Entmenschlichung von Migrant:innen beiträgt,
um  die  gegenwärtige  Gewalt  als  „Verteidigung“  zu  rechtfertigen.  Eine
Politik, die es normalisiert, Migrant:innen aufgrund ihrer Herkunft an den
Grenzen zu misshandeln, uns Bilder von leidenden und frierenden Familien
an  den  Grenzen  „auszuhalten“  anmahnt,  Entrechtungen  mit
„Bauchschmerzen“  akzeptiert  oder  solidarische  Unterstützung  von



Geflüchteten  behindert  und  kriminalisiert,  schafft  gezielt  rassistische
Spaltung und Demütigung von Migrant:innen.  Dieses  Gesetzpaket  bedarf
natürlich  in  der  Durchsetzung  auch  einer  personellen  und  technischen
Aufrüstung der Abschiebebehörden v.a. an den EU-Außengrenzen.

Militarisierung: die andere Seite der Medaille
Während also die EU an den Außengrenzen aufrüstet, um eine möglichst
harte Abschottungspolitik durchzusetzen, rüsten auch ihre Mitgliedsstaaten
ihr  „konventionelles“  Militär  auf  und  schließen  milliardenschwere
Rüstungsdeals  ab.
In Deutschland zeigt sich diese Entwicklung besonders deutlich. Aufgrund
des  „Personalmangels“  bei  der  Bundeswehr  wurde  ein  neues
Wehrdienstmodell eingeführt. Männer, die nach dem 1. Januar 2008 geboren
wurden,  sollen  verpflichtend  gemustert  werden.  Reichen  die  freiwilligen
Bewerber  nicht  aus,  wird  über  eine  Wiedereinführung  der  Wehrpflicht
diskutiert.  Damit  soll  langfristig  sichergestellt  werden,  dass  genügend
Personal  für  die  Bundeswehr  zur  Verfügung  steht.

Doch nicht nur personell wird stark aufgerüstet:
In den letzten 10 Jahren sind die Militärausgaben in die Höhe geschnellt.
2020 erreichen die weltweiten Militärausgaben einen neuen Rekord:  laut
dem Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI liegen diese bei  1,981
Billionen Dollar, so viel wie noch nie. Der deutsche Verteidigungshaushalt
soll  bis  2029  auf  etwa  3,5  Prozent  des  Bruttoinlandsprodukts  steigen.
Zusätzlich stehen 100 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen für  die
Bundeswehr zur Verfügung. Neben dem Ausbau der Bundeswehr werden
Gesetze  verändert,  um  die  Beschaffung  von  Rüstungsgütern  zu
beschleunigen. Dadurch profitiert hauptsächlich die Rüstungsindustrie, die
durch große Staatsaufträge und umfangreiche Investitionen hohe Gewinne
erzielt.

Wir wissen dabei: Diese Aufrüstung dient jedoch in erster Linie nicht dem
Schutz  der  Bevölkerung.  Stattdessen  soll  sie  die  politischen  und
wirtschaftlichen Interessen des Staates und dessen Bourgeoisie absichern.
Als Block im imperialistischen Kampf um die Neuaufteilung der Welt wird in



Sachen Abschottung und Aufrüstung an einem Strang gezogen, um das Bild
einer  geeinten  EU  zu  festigen.  Wie  alle  imperialistischen  Großmächte,
versucht auch die EU, ihre wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen
stärker  abzusichern.  Militärische  Stärke  wird  dabei  zu  einem  immer
wichtigeren  Mittel,  um  die  eigenen  Interessen  durchzusetzen.

Abschottungspolitik und Militarisierung – wo
liegt der Zusammenhang?
Militarisierung  bedeutet  dabei  mehr  als  nur  eine  starke  Armee.  Sie
beschreibt  auch  die  zunehmende  Ausrichtung  der  Gesellschaft  auf
militärisches Denken und Handeln und einer Identifikation mit Staat und
Nation, Propagandesendungen der Bundeswehr wie die YouTube Sendung
„Generation Wehrdienst“, die gezielt Junge Menschen anspricht, sind dabei
ein  Mittel  staatlicher  Propaganda.  Die  Bevölkerung  soll  auf  mögliche
zukünftige Kriege vorbereitet und für diese mobilisiert werden. Dazu wird
häufig  die  Vorstellung  einer  „inneren  nationalen  Einheit“  oder  einer
gemeinsamen Nation betont, wodurch ein Gefühl der Zusammengehörigkeit
geschaffen werden soll.

Offene Grenzen widersprechen diesem ideologischen Gebilde der Nation –
gerade in Zeiten der Krise.  Während sich die kapitalistischen Staaten in
Phasen relativer Stabilität erlauben können, dass die Unterschiede zwischen
den  Nationen  geringer  werden  und  insb.  zur  Gewinnung  billiger
Arbeitskräfte gezielt Migrationsbewegungen gefördert werden können, muss
zu  Krisenzeiten  v.a.  ideologisch  dagegen  gearbeitet  werden.  Diese
Abgrenzung findet nicht nur nach außen, sondern genauso auch nach innen
statt.  Folgt  dabei  aber  derselben  Logik:  auch  Menschen  innerhalb  der
Grenzen  des  deutschen  Staates  werden  rassistisch  als  „außerhalb“  der
„deutschen Gesellschaft“ gebrandmarkt, Aussagen wie Merz Aussage zum
“Stadtbild” sind dafür exemplarisch. Genau hier kommen die GEAS ins Spiel.
Sie sind die gesetzliche Verankerung eben dieser rassistischen Propaganda
als mörderische Abschottungspolitik.

Neben dem Schaffen einer künstlichen nationalen Einheit hat der Rassismus



jedoch noch andere Funktionen, wie die Spaltung der Arbeiter:innenklasse.
Während die  EU massive Geldsummen in  Militarisierung steckt,  wird an
jeder Ecke gekürzt. Wir erleben aktuell den größten Generalangriff auf die
Arbeiterinnenklasse seit  der Agenda 2010.  Es ist  eine Zeit  des massiven
Klassenkampfes von oben, auf den es eine Antwort von unten braucht. Um
genau dies zu verhindern, wird die Spaltung der Klasse durch Rechtsruck
und dessen Auswirkungen vorangetrieben. Eine besonders große Rolle spielt
dabei der Rassismus, seit den frühen 2000ern besonders der antimuslimische
Rassismus.

Bundeswehr – progressiv und vielfältig?
Gleichzeitig  ist  der  Bundeswehr  ein  progressives  Image  und  ein
Wiederspiegeln der vielfältigen Gesellschaft wichtig, sodass eben jene sich
angemessen  repräsentiert  und  gesehen  fühlt,  was  wiederum  zu  mehr
Akzeptanz und Legitimität der Bundeswehr führen soll. So inszeniert sich die
Bundeswehr  als  querfreundlich  auf  CSDs  und  auf  auf  den  unzähligen
Werbeplakaten, die unsere Straßen „schmücken“ sind allen voran Frauen
und PoC zu sehen.

Immer wieder wird auch darüber diskutiert, ob nicht auch Menschen ohne
deutschen Pass in die Bundeswehr könnten – allerdings nicht aus Image-
Gründen. Zuletzt schlug der CDU-Abgeordnete Roderich Kiesewetter 2025
vor Migrant:innen die deutsche Staatsbürgerschaft zu geben, wenn sie ein
verpflichtendes Gesellschaftsjahr bei der Bundeswehr absolvieren. Und so,
wie  es  derzeit  mit  der  Rückmeldungsquote  auf  die  Musterungsbriefe
aussieht, ist es nicht unmöglich, dass diese Forderung in Zukunft mehr zu
hören sein wird. 2024 schrieb auch die Konrad-Adenauer-Stiftung in einem
Dokument: „Die Zulassung ausländischer Staatsbürger in die militärischen
Laufbahnen der Bundeswehr und die damit einhergehende Vergrößerung des
potentiellen Personalpools stellt eine mögliche Antwort auf die Personalnot
der  Streitkräfte  dar.“  Dass  es  aus  vielerlei  Hinsicht  problematisch  ist,
Menschen mit der in vielen Fällen lebensnotwendigen Staatsbürgerschaft zu
bestechen, ist mehr als offensichtlich.



Rassismus:  Instrument  der  Spaltung  und
Ausbeutung!
Menschen  mit  Migrationshintergrund  sind  aber  nicht  nur  bei  der
Bundeswehr die Personen, die gelockt und ausgenutzt werden sollen, wenn
Not  herrscht.  Leiharbeit  und  Lohndumping  haben  in  der  BRD  lange
Tradition. Die sowieso schlechte Wirtschaft sucht aktuell einen Ausweg in
der Kriegsproduktion. Mit rassistischen Vorstellungen und den Möglichkeiten
von Leiharbeit, kann der Lohn gedrückt werden und die Kapitalist:innen Geld
sparen.

Rassismus wird also nicht nur als Vorwand für Kriege verwendet und dient
der  Spaltung  der  Arbeiter:innenklasse  –  Betroffene  werden  zusätzlich  in
prekäre  Arbeitsverhältnisse  oder  in  Zukunft  vielleicht  sogar  in  die
Bundeswehr gedrängt, wo sie dann Kriegsgerät produzieren, welches „im
Namen  der  Demokratie“  oder  wie  es  eigentlich  heißen  sollte:  für  die
Interessen des imperialistischen Deutschlands deren Verwandte im Iran, in
Palästina oder in anderen Kriegen und Genoziden ermordet werden, oder sie
sollen gleich selbst an die Waffe und als Kanonenfutter dienen, aus Angst,
dass ihnen sonst  die  Abschiebung droht.  Gleichzeitig  sind Menschen mit
Migrationshintergrund besonders von den Kürzungen und vom Sozialabbau
betroffen  und  werden  öfter  in  prekäre  Lebenslagen  gedrängt  und  sind
zunehmend Polizeigewalt,  Rassismus und (Alltags-)Rassismus und rechter
Gewalt ausgesetzt.

Antirassistischer Kampf gegen Krieg!
Als Bewegung gegen die Wehrpflicht und die Militarisierung müssen wir den
Zusammenhang  zwischen  Militarisierung  und  Rassismus  verstehen  und
beides  als  einen gemeinsamen Kampf  kämpfen –  denn,  wie  wir  gesehen
haben: sie entspringen beide derselben Ursache – dem Kapitalismus und
dessen  Krise.  Es  ist  unsere  Pflicht,  Organisationen  von  PoC  und
Migrant:innen auf unseren Streiks eine Bühne zu bieten, aktiv einzubinden
und Kämpfe gegen Abschiebungen,  gegen Rassismus aktiv  und direkt  zu
unterstützen. Die Schulkomitees und Streikkomitees müssen Anlaufstellen



für  Rassismusbetroffene  sein,  wo  gemeinsam  diskutiert  wird,  wie  der
alltägliche Rassismus in Schule und Gesellschaft bekämpft wird. Sie müssen
ein Ort sein, an dem gemeinsam gegen Abschiebungen aus unseren Schulen
oder gegen rassistische und koloniale Vorstellungen aus den Lehrbüchern
gekämpft wird.
Antirassismus und der Kampf gegen das europäische Grenzregime darf auf
den  Schulstreiks  gegen  die  Wehrpflicht  nichts  Abstraktes  sein!  Er  ist
untrennbar mit dem Kampf gegen Militarisierung verbunden!

Wenn  wir  uns  selbst  ernst  nehmen  wollen  als  Bewegung  gegen  die
Wehrpflicht,  dann  müssen  wir  eine  internationalistische  Perspektive
einnehmen. Wir dürfen nicht in das Schweigen zu Gaza einstimmen, sondern
müssen deutlich und laut für ein freies Palästina und gegen die deutsche
Mittäter:innenschaft sein. Wir müssen die imperialistischen Ambitionen des
Westens als solche offenlegen und bekämpfen.

Wir fordern:

Für offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo sie leben!
Für  den Kampf  gegen alle  Abschiebungen,  Abschiebegefängnisse  und die
Abschottungspolitik der EU und Deutschlands!
Kampf der Wehrpflicht heißt Kampf der Aufrüstung! Kein Cent, kein Mensch
dem Militarismus, für die Abschaffung der Bundeswehr!
Keine Unterstützung Israels! Hands off Iran! Für nationale Selbstbestimmung
der unterdrückten Nationen! Für das Recht auf freie Meinungsäußerung zu
Gaza, Stopp der Sanktionen gegen Hüseyin Dogru!
Für  den  Aufbau  von  demokratischen  Selbstverteidigungsstrukturen  in
Stadtteilen, Betrieben und Schulen gegen die rassistischen Angriffe von Staat,
Polizei und Nazis!
Für  den  Aufbau  von  Antidiskriminierungsstellen  in  unseren  Schulen,  die
unabhängig  von  Schul le i tung  und  der  Schüler : innenschaft
rechenschaftspflichtig  sind!



Heraus  zum  Schulstreik  gegen
die  Wehrpflicht!  Wir  sterben
nicht für eure Neuaufteilung der
Welt!
von November 2025, 3 Minuten Lesezeit

Der Kapitalismus ist in der Krise. Die mächtigen Staaten weltweit kämpfen
gegeneinander, um Einfluss auf der Welt und ihre Macht zu behalten. Das
zeigt sich in Trumps Zollkriegen, dem Krieg in der Ukraine oder dem Genozid
in Palästina. Deutschland hat immer weniger Bedeutung auf der Weltbühne,
ob  ökonomisch  oder  politisch.  Vor  Angst,  bei  diesem  Kampf  um  die
Neuaufteilung  der  Welt  zu  verlieren,  setzen  Merz  und  Co.  auf
Militarisierung!

Dafür sollen ab dem 1. Januar alle 18-Jährigen zu ihrer Eignung zum Dienst
an der Waffe befragt werden. Menschen mit männlichem Geschlechtseintrag
sogar  verpflichtend.  Deutschland  bereitet  sich  damit  auf  die
Wiedereinführung  der  Wehrpflicht  vor.  Schon  jetzt  können  wir  uns  vor
Werbung von der Bundeswehr gar nicht retten. Im Döner, im Bildschirm vom
Vertretungsplan, überall versuchen sie, uns zum Kriegsdienst zu bekommen.

Gleichzeitig  wird  mit  deutschen Waffen in  Palästina  ein  Genozid  verübt.
Während  sie  in  den  Schulen  versuchen  uns  zu  erklären,  warum  das
gerechtfertigt ist. Dabei testen sie dabei neue Waffensysteme und entwickeln
sie weiter. Ob im Kampf um die Ukraine, den Sudan oder beim Genozid in
Palästina: Der deutsche Imperialismus kämpft indirekt um eigenen Einfluss
in der Region, tauscht alte Waffen gegen neue aus und rüstet sich nach innen
und nach außen massiv auf.

Es  ist  klar,  dass  wir  uns  dem entgegenstellen  müssen.  Als  Jugendliche
können wir nur verlieren, wenn wir dabei mitmachen und uns auf die Seite
von Krieg und Genozid stellen. Wir bestreiken die Schule, um uns als Jugend
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Gehör  zu  verschaffen  und  klar  zu  zeigen,  dass  wir  nicht  für  eure
Neuaufteilung  der  Welt  sterben  werden!

Wie können wir gewinnen?
Damit das Ganze ein Erfolg wird, müssen wir in den Schulen Streikkomitees
aufbauen und so die Bewegung in unseren Schulen verankern. So können
wir, indem wir gleichzeitig für Verbesserungen an unserer Schule kämpfen,
noch mehr Menschen auf dem Streik werden. Indem wir den Kampf gegen
die täglichen Probleme von uns und unseren Mitschüler:innen verbinden mit
einem Kampf für gesellschaftliche Veränderung.

Kommen dann Bundeswehr oder AfD an unsere Schulen,  sind wir  schon
organisiert und können sie gemeinsam rauswerfen. Vor Streiktagen sollten
wir  Vollversammlungen  organisieren,  wo  wir  Forderungen  gegen  die
Militarisierung,  den  Rechtsruck  und  Rassismus  als  gesamte
Schüler:innenschaft  abstimmen  können.  So  können  wir  noch  mehr
Mitschüler:innen  überzeugen  und  gemeinsam  zum  Streik  gehen.

Als  Schüler:innen  haben  wir  aber  nur  begrenzte  Wirkkraft.  Die
Arbeiter:innen haben direkte ökonomische Macht und wenn die Produktion
von Waffen,  die Verschiffung am Hafen oder die Räder der Eisenbahnen
stillstehen, müssen die Bosse und die Regierung handeln. Wir müssen den
Anfang machen, aber dürfen nicht stehenbleiben! Damit wir die Wehrpflicht
tatsächlich  verhindern,  müssen  wir  die  Gewerkschaften  und
Gewerkschaftsjugenden  dazu  bringen,  nicht  nur  zu  reden,  sondern  zu
unseren Streiks aufzurufen und selber zu streiken!

Wir fordern:

Kein Cent, kein Mensch dem Militarismus! Gegen die Wiedereinführung
der  Wehrpflicht!  Kampf  der  Aufrüstung!  Hunderte  Milliarden  für  unsere
Schulen statt in die Bundeswehr!

Freiheit für Palästina! Stoppt die Waffenlieferungen an Israel! Gegen die
politische  und  ideologische  Unterstützung  des  Zionismus  an  unseren
Schulen!  Wir  bestimmen,  was  wir  lernen  wollen!



Gegen die Bundeswehr an unseren Schulen! Wir bestimmen selbst, wer
an unsere Schulen darf!

Gewerkschaften zum Streiken bringen! GEW, ver.di, IG Metall und Co.
müssen sich unserem Kampf gegen den deutschen Militarismus anschließen –
gemeinsam mit den Arbeiter:innen können wir siegen!

Für  eine  starke  Streikbewegung:  Streikkomitees  an  jeder  Schule
aufbauen! Ein Schulstreik ist nicht genug, der Kampf muss weitergehen: auf
der Straße und in der Schule! So können wir nicht nur unsere Mobilisierung
stärken, sondern direkt für Verbesserungen vor Ort kämpfen!

I n f o r m a t i o n e n  z u  d e n  A k t i o n e n  f i n d e t  i h r  a u f
schulstreikgegenwehrpflicht.com  oder  auf  dem  Instagram-Account:
@schulstreikgegenwehrpflicht

Gegen  Pistorius’  „freiwillige“
Wehrpflicht:  Die  Herrschenden
wollen  Krieg,  wir  wollen  eine
Zukunft!
von Pippine Garterbelt, Juni 2024

Boris  Pistorius  (Bundesminister  der  Verteidigung,  SPD)  warnt  vor  einem
nahenden russischen Angriff auf die NATO und stellte daher am Mittwoch,
dem 12.06.2024,  seine  Pläne für  ein  neues  Wehrdienstmodell  vor.  Diese
Pläne  sehen  vor,  dass  in  Zukunft  alle  Jugendlichen  nach  ihrem  18.
Geburtstag einen Online-Musterungsbogen von der Bundeswehr zugesendet
bekommen.  Männer  zwischen 18  und 25  Jahren  sind  dann nach diesem
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Gesetz verpflichtet,  diesen Bogen auszufüllen und zurückzusenden.  Wenn
man dann im Zuge dessen genügend Motivation und Kriegstauglichkeit zeigt,
wird man verpflichtend zur Musterung eingeladen, also einer Untersuchung
zur Eignung zum Wehrdienst. Dass man dann schlussendlich zum Dienst an
der Waffe  verpflichtet  wird,  lehnt  Pistorius  noch ab.  Frauen wird dieser
Bogen auch zugesendet.  Sie  sollen jedoch nicht  verpflichtet  sein,  diesen
Musterungsbogen  auszufüllen  und  wieder  zurückzusenden.  Das  alles
entspricht einer ersten Stufe wieder zurück zur Wehrpflicht, das heißt: der
massenhaften Mobilmachung von Arbeiter:innen und Jugendlichen, um als
Soldat:innen  für  die  Interessen  der  Herrschenden  zu  morden  –  und  zu
sterben.

Also jetzt doch?
Denn am Ende des Tages sind es wir, die Jugend, die ihr Leben gefährden
und für die Herrschenden in den Krieg ziehen und mörderische Konflikte in
ihren Namen bestreiten müssen. Mit dem neuen Wehrdienstmodell möchte
die  SPD jährlich  40.000  bis  50.000  neue  Soldaten  rekrutieren.  Dies  sei
notwendig, um einen Krieg gegen Russland zu bestehen, sagt Pistorius. Er
vermutet einen Angriff Russlands bereits im Jahr 2029. Bis dahin möchte er
die Zahl der Reservist:innen auf 460.000 erhöhen – also mehr als verdoppeln.
Betont wird, dass das Modell keine neue Wehrpflicht sein soll, sondern auf
Freiwilligkeit basieren soll. Netterweise wirst du in dem Musterungsbogen,
zu  dessen  Ausfüllen  du  gezwungen  wirst,  nämlich  auch  gefragt,  ob  du
überhaupt Interesse an der Bundeswehr hast. Bekommst du eine Einladung
zur Musterung, ist die zwar deine Pflicht, aber hey, wenigstens wirst du mit
einem  Kreuzchen  mal  nach  deiner  Meinung  gefragt.  Parteien  wie  die
CDU/CSU, SPD und AfD positionieren sich klar für eine Wiedereinführung
der  Wehrpflicht.  So  schreibt  die  CDU/CSU  in  ihrem  neuesten
Grundsatzprogramm:  „Wir  werden  die  Aussetzung  der  Wehrpflicht
schrittweise  zurücknehmen  […]  Das  Bekenntnis  zur  Wehrpflicht  ist  ein
wichtiges Bekenntnis zur Stärkung der Bundeswehr.“ Die Pläne der SPD sind
als  vorbereitende  Maßnahmen  für  eine  langsame  Wiedereinführung  der
Wehrpflicht einzuordnen. SPD, FDP und Grüne betonen die Wichtigkeit der
Freiwilligkeit beim Wehrdienst und schaffen Anreize, sich noch länger als die



vorgesehenen 6 Monate zu verpflichten.  Um sich die Bereitwilligkeit  der
Jugend  zu  erkaufen,  packt  die  SPD  die  Kostenübernahme  für  einen
(mittlerweile extrem teuren) Führerschein oder eine berufliche Ausbildung
obendrauf. Besonders gefährdet sind Schulabgänger:innen und Jugendliche
aus sozialschwachen Hintergründen, aus ihrer finanziellen Not heraus in den
Wehrdienst  gelockt  zu  werden.  Die  Wehrbeauftragte  des  Deutschen
Bundestages (SPD) Eva Högl  begrüßt die Pläne ihres Parteikollegen und
setzt,  ebenso wie CDU-Politiker Johann Wadephul,  noch einen obendrauf:
Unter dem Deckmantel der Gendergerechtigkeit fordern sie die Pflicht für
Männer und Frauen. So sagt die SPD-Politikerin dazu: „Es ist nicht mehr
zeitgemäß, nur junge Männer anzusprechen. In die Bundeswehr gehören alle
Geschlechter, auch Frauen wollen ihren Beitrag leisten.“ – Um auch Frauen
verpflichten zu können, müsste eine Änderung im Grundgesetz vorgenommen
werden, die dies legitimiert. Währenddessen hetzt die BILD-Zeitung munter
gegen die Jugend: „Pistorius plant neuen Wehrdienst: Ist unsere Jugend zu
weich für die Bundeswehr?“ und schreibt weiter: Die heutigen Jugendlichen
„können doch nur Hafermilch trinken, TikTok-Videos glotzen und gendern.“
Pseudowissenschaftlich versucht der Artikel, die Verweichlichung der Jugend
zu beweisen. Im Interview mit der BILD soll die Zuständige für die Werbung
der Bundeswehr Sabine Castenow dazu gesagt haben: „Klar ist,  dass die
Generation  Z  völlig  anders  tickt  als  ihre  Vorgängergenerationen.  Sie  ist
einerseits sehr behütet aufgewachsen und die Eltern sind enge und wichtige
Berater ihrer Kinder.“ Das klingt rhetorisch sehr nach der autoritären und
völkischen Erziehungspädagogik, in der Kinder von Anfang an gefühlskalt
und streng für Gefolgsamkeit in Krieg und harter Arbeit erzogen werden
sollen.  Während  die  jahrelange  Debatte  über  die  Wiedereinführung  der
Wehrpflicht aus dem Bundestag nun bittere Realität zu werden scheint, trifft
dies in der Jugend auf wenig Zustimmung. Laut Umfragen sind nur 16% der
Jugendlichen für die Wehrpflicht. Das ist kaum verwunderlich. Denn es sind
am Ende nicht die Politiker:innen im Bundestag, die an der Front für die
Verteidigung des Kapitals  sterben sollen,  obwohl  sie  behaupten,  wir  alle
müssten  uns  für  unsere  Demokratie  in  den  Schützengraben  werfen.
Stattdessen sind es wir Arbeiter:innen und Jugendlichen, die morden sollen,
während  die  Reichen  durch  die  Kriege  noch  reicher  werden  und  der
bürgerliche Staat seine geostrategischen Interessen verfolgen kann.



Denn  tatsächlich:  Mit  der  dringenden  Stärkung  des  deutschen  Militärs
streben  die  Regierungsparteien  an,  sich  auf  verstärkte  weltweite
Konfrontationen  unter  den  imperialistischen  Blöcken  vorzubereiten,  was
gemeinhin  als  „Zeitenwende“  bezeichnet  wird.  Die  Abschaffung  des
Wehrdienstes 2011 wurde zwar durch gesellschaftlichen Protest begleitet,
aber  in  erster  Linie  war  sie  eine  Sparmaßnahme  während  der
Wirtschaftskrise und eine politische Entscheidung zur Neuausrichtung der
Bundeswehr,  indem  ein  Fokus  auf  eine  deutlich  kleinere,  aber  gut
ausgebildete Berufsarmee gesetzt wurde. Das war damals auch gut für die
Weltlage  zugeschnitten,  denn  die  Kriegseinsätze  der  Bundeswehr  in
Halbkolonien wie Afghanistan, Kosovo oder im Libanon waren keineswegs
Materialschlachten  ebenbürtiger  Kriegsparteien  wie  in  den  Weltkriegen,
sondern glichen einem unterdrückerischen Polizeieinsatz im Ausland. Daher
brauchte man eher wenige Soldat:innen, die dafür in der Lage waren, die
hochtechnologischen  Kriegsgeräte  zu  bedienen  oder  einzelne  Ziele
anzugreifen. Auf der anderen Seite ist der russische Angriff auf die durch die
NATO aufgerüstete Ukraine seit vielen Jahrzehnten der erste Krieg, der ganz
anders  abläuft:  Hunderte  Kilometer  lange  Feindeslinien  mit  schweren
Verteidigungsanlagen,  ständigem  Artilleriebeschuss  und  zehntausenden
Toten auf  beiden Seiten.  Hier  wird  der  Krieg dadurch entschieden,  wer
sowohl die größere (Kriegs-)Industrie als auch wehrfähige Bevölkerung hat,
um  länger  eine  Massenarmee  mit  Hunderttausenden  Soldat:innen  zu
unterhalten. Und da sich im Zuge von politischen und wirtschaftlichen Krisen
der Konflikt zwischen den imperialistischen Blöcken eher noch verschärfen
dürfte, will die Bundesregierung für genau so einen Krieg die Bundeswehr zu
einer Massenarmee umstellen, um so die Arbeiter:innen und Jugendlichen für
ihre Interessen in Stellung zu bringen. Aber nicht, wenn wir das verhindern
können!

Für  eine  internationale  Jugendbewegung
gegen  Krieg  und  Krise!
Die Reaktion des westlichen Imperialismus, auf immer stärkere Aufrüstung
und Wehrdienst-Rekrutierung zu pochen, ist also nur logisch. Logisch für uns
muss daher sein, dass die Interessen der Herrschenden nicht unsere sind!



Wir können uns nicht auf den Staat verlassen, wenn es um die Sicherung
unserer  Zukunft  geht.  Wir  müssen also  eine  unabhängige,  internationale
Bewegung  der  Jugend  und  Arbeiter:innen  gegen  Krieg  und  Aufrüstung
aufbauen.  Gewerkschaften  und  traditionelle  Arbeiter:innenorganisationen
sollten  dabei  unsere  Bündnispartner  sein.  Nur  durch  Aktionen  des
Klassenkampfes  in  internationaler  Absprache können wir  die  Spirale  der
Aufrüstung  und  der  aggressiven  „Verteidigung“  durchbrechen  und  das
kapitalistische  System  angreifen,  das  Kriege  und  Krisen  verursacht.
Jugendliche müssen sich gegen Aufrüstung und für soziale Verbesserungen
organisieren, sowohl lokal als auch international.

Dabei setzen wir uns für folgende Forderungen ein:

Nein  zur  Wehrpflicht  und dem neuen Wehrdienstmodell  der  SPD
unter  dem  Deckmantel  der  Freiwilligkeit!  Wir  wollen  kein
Kanonenfutter  sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Bundeswehr raus aus den Schulen! Kein Werben für’s Sterben!
Für  den  Aufbau  einer  Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere
Interessen  gemeinsam  mit  der  Arbeiter:innenklasse  vertritt  und
durchsetzt!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.
Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung.



Wehrpflicht?!  Nein  danke!  –
Keinen Cent,  keinen  Menschen
dem Militarismus!
Von Stephie Murcatto, August 2023, REVOLUTION Zeitung September 2023

Mein etwas pazifistischer Deutschlehrer hat uns jahrelang gewarnt, dass die
„Wehrpflicht  nur  ausgesetzt“  sei  und  wir  deswegen  auf  uns  aufpassen
sollten. Damals haben wir etwas mit den Augen gerollt, jetzt hat er recht:
Nach der Aussetzung der Wehrpflicht 2011 ist die Frage noch nie so groß
diskutiert worden wie jetzt. Es ist eine Frage, die besonders uns Jugendliche
betrifft  und  für  uns  wichtig  ist,  da  wir  diejenigen  sind,  die  letztendlich
eingezogen werden und als Kanonenfutter für das deutsche Kapital agieren
sollen. Aber wie man es kennt, werden in der Debatte natürlich nicht wir
Jugendliche  gefragt,  sondern  es  wird  von  den  Politik_Innen  der
verschiedenen  Parteien  über  unsere  Köpfe  hinweg  diskutiert.

Angefangen hat die Debatte mit unserem jetzigen Bundespräsidenten Frank-
Walter Steinmeier. So sagte er in einem Interview mit der „Bild am Sonntag“,
Zitat:  „(…)  ich  wünsche  mir,  dass  wir  eine  Debatte  über  eine  soziale
Pflichtzeit führen.“ Der Bundespräsident möchte damit der Jugend helfen,
indem  er  ihnen  die  Möglichkeit  gibt,  „aus  der  eigenen  Blase
herauszukommen“  und  „neue  Menschen  kennenzulernen“.  Diese  Debatte
wurde dann von verschiedenen Seiten aufgenommen, unter anderem von
unserem Verteidigungsminister Boris Pistorius aus der ach so sozialen SPD,
der sagte: „Die Aussetzung der Wehrpflicht war ein Fehler“, und sich für die
Wiedereinführung der Wehrpflicht einsetzte.

Am  stärksten  aber  kamen  die  Stimmen  für  eine  Wiedereinführung  der
Wehrpflicht von Seiten der AfD, die das sogar in ihrem Grundsatzprogramm
festgeschrieben  hat,  und  aus  der  Bundeswehr  selbst,  wo  der
Reservistenverband  sich  immer  wieder  für  die  Notwendigkeit  einer
Wehrpflicht  ausspricht.  Man  merkt  also:  Die  Wehrplicht-Freund_Innen
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werden  lauter.

Dass Jugendliche nur selten zu diesen gehört, verwundert nicht, denn für uns
ist klar, dass vom Ausbilder angeschnautzt zu werden oder gar an der Front
zu sterben, nicht das erstrebenswerte Leben ist. Darüber hinaus ist es nicht
in unserem Interesse, die Aufrüstung zu unterstützen, da die Bundeswehr am
Ende des Tages ein Militär ist, das die Interessen des deutschen Kapitals
vertritt.  Die  „Verteidigung  Deutschlands“,  was  ja  ihr  Zweck  ist,  ist
letztendlich eine Verteidigung deutscher Profite und keine Verteidigung der
Arbeiter_Innenklasse und der Jugend.

Aber warum kommt die Debatte gerade jetzt
wieder auf?
Diese Frage beantworten die bürgerlichen Politiker_Innen ausnahmsweise
mal ehrlich: Es liegt an der Zuspitzung der Weltlage, unter anderem durch
den  Angriffskrieg  Russlands  gegen  die  Ukraine.  In  solchen  Zeiten  des
Krieges soll laut den bürgerlichen Politiker_Innen Deutschland wieder die
Möglichkeit bekommen, sich zu verteidigen und ein Heer aufzubauen, was
Abschreckungspolitik gegenüber Putin machen kann. Denn nur so könne man
die  Sicherheit  Deutschlands  und  „des  Westens“  gewährleisten.  Doch  die
Realität sieht etwas anders aus: 100 Milliarden für die Bundeswehr kommen
dann  plötzlich  ganz  schnell,  während  es  lautet,  dass  für  unsere  soziale
Absicherung eigentlich gar kein Geld bleibt, weswegen Sozialleistungen und
die Reallöhne sinken. Natürlich geht es eigentlich um Aufrüstung. Denn nicht
nur Russland, sondern auch die Nato hat innerhalb des Ukraine-Kriegs klare
Interessen.  Die  NATO  versucht  mit  diesem  Krieg  eine  Stärkung  des
russischen Imperialismus zu verhindern, während sie gleichzeitig sich auf
verstärkte  weltweite  Konfrontation  vorbereiten  und  ihren  Machtbereich
ausweitet.

Hierbei kann die Wiedereinführung der Wehrpflicht eine Rolle spielen, denn
mit Geld allein gewinnt man kein Krieg. Der Bundeswehr fehlen seit Jahren
die Rekrut_Innen, weswegen sie einen überall mit ihrer Werbung nervt. Man
hat  sie  ursprünglich  zu  einer  Berufsarmee  gemacht,  weil  man  mit  den



neuartigen Waffensystemen eigentlich viele Jahre Ausbildung braucht und
sich der finanzielle Aufwand nicht mehr gelohnt hat, Hundertausende jedes
Jahr grundständig auszubilden. Mit der drohenden Eskalation will man wohl
nicht mehr auf Freiwilligkeit setzen.

Denn immer mehr steuert die Weltlage auf eine Konfrontation zwischen den
Machtblöcken zu, ob es nun mit Russland oder China sein mag. Als Reaktion
auf die sich verstärkende Blockbildung rüstet der westliche Imperialismus
immer mehr auf, um auch am Ende als Sieger dazustehen zu können. Ein
Krieg  zwischen  fügt  uns  Jugendlichen  und  jungen  Arbeiter_Innen  nur
Schaden zu, während die Kapitalist_Innen aktiv davon profitieren. Für uns
sollte also klar sein, dass wir einer solchen Aufrüstung und einer solchen
Verschärfung der Lage entgegentreten müssen!

Aber wie setzen wir uns diesen Angriffen auf
unsere Rechte entgegen?
Zur Verteidigung unserer Rechte bietet  uns die bürgerliche Politik keine
Perspektive. Sie verfolgt ja gerade diese nationalistische Machtpolitik und
kann  dabei  keine  Rücksicht  auf  uns  Jugendliche  nehmen,  welche  am
akutesten von der Wehrpflicht und der Aufrüstung betroffen ist. Wir müssen
uns für  eine unabhängige und internationale  Politik  der  Jugend und der
Arbeiter_Innen einsetzen, denn nur wenn wir selbst die Entscheidungskraft
an uns reißen, können wir auch Antworten finden.

Aber  um  das  zu  erreichen,  müssen  wir  erst  einmal  eine  größere  und
internationalistische Bewegung gegen den Krieg und gegen die Aufrüstung
aufbauen.  Konkret  sollten  dabei  unsere  Bündnispartner_Innen  die
Gewerkschaften  und  die  tradit ionel len  Organisat ionen  der
Arbeiter_Innenklasse  sein,  die  mit  konkreten  Forderungen  einen  Kampf
führen. Denn letztendlich ist es die Arbeiter_Innenklasse, die die Macht hat,
mit  Aktionen  des  Klassenkampfes  dieses  System,  den  Kapitalismus  zu
überwinden, der immer wieder Kriege und Krisen hervorgebracht hat und es
immer wieder wird.

Aber es braucht nicht nur eine Perspektive der Arbeiter_Innenklasse dafür,



sondern auch wir Jugendliche müssen uns gegen die Aufrüstung und für
soziale  Verbesserungen  einsetzen.  Dafür  müssen  wir  uns  organisieren,
konkret an den Orten, wo wir sind, also in der Schule, an der Uni und in der
Ausbildung.

Aber  das  Problem  lässt  sich  nicht  national  lösen,  denn  die  verschärfte
Blockbildung  und  Aufrüstung  passieren  nicht  nur  hier  in  Deutschland,
sondern international. Gerade die, die nicht von den Profiten leben, sondern
zu diesen benutzt werden, tragen in sich die Perspektive der internationalen
Vereinigung. Deshalb brauchen wir auch eine internationale Organisation
der Jugend gegen Krieg und Krise und fordern:

Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung. Für den Aufbau einer
Schüler_Innengewerkschaft,  die  unsere  Interessen gemeinsam mit
der Arbeiter_Innenklasse vertritt und durchsetzt!
Nein zur Wehrpflicht! Wir wollen kein Kanonenfutter sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter_Innen
können den Konflikt lösen.

Was  wirklich  zählt,  aber  auf
Bundeswehrplakaten nicht steht
Janneck Peschel

Karriere
machen bei der Bundeswehr und richtig gut Geld verdienen: Für manche
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Jugendliche ein Traum, für die Bundeswehr eine gute Chance, die
junge Generation an sich zu binden und für Nachwuchs zu sorgen. Auf
Jobmessen, Werbeplakaten, im Internet, der Gamescom oder mit dem
direkten Besuch in der Schule wirbt sie, um vermehrt Jugendliche zu
erreichen und sie durch vorteilhafte Konditionen zu sich zu geleiten.
So lockt die Bundeswehr mit vielversprechenden Aufstiegsmöglichkeiten
und saftigen Gehältern, wodurch sie auf das Interesse von
Schüler_Innen trifft, die um ihre Zukunft im Konkurrenzkampf des
Proletariats ungewiss sind.

Aufrüstung
und deutscher Militarismus

Zur
Zeit des Kalten Krieges und der bipolaren Welt war Deutschland,
hauptsächlich bedingt durch die Teilung, vorwiegend anderen
imperialistischen Mächten untergeordnet. Nach dem Ende des Kalten
Kriegs und der deutschen Wiedervereinigung entwickelte sich
Deutschland allerdings in einem jahrelangen Prozess wieder zu einer
führenden imperialistischen Macht – vor allem wirtschaftlicher
Stärke. Und obwohl Deutschland auf Platz 8 (mit 51 Mrd. €) im
internationalen Vergleich der jährlichen Militärausgaben sind,
hinkt die Ausrüstung der Bundeswehr weit hinterher.

Massive
Werbung und Agitation von Jugendlichen

Noch
bis 2011 gab es in Deutschland mehr oder weniger eine Wehrpflicht.
Aufgrund eines hohen Verschleißes an personellen und finanziellen
Ressourcen wurde sie ausgesetzt (nicht abgeschafft!). In einer
modernen, hochtechnisierten Armee haben sich die Anforderungen
verschoben, sodass man jetzt weniger die Millionen von Menschen
braucht, die eine Grundausbildung an der Waffe erfahren haben, dafür
mehr und festangestellte Berufssoldat_Innen, die beispielsweise in
der Lage sind, Drohnen, Bomber und Panzer zu steuern oder zu



reparieren oder als „Militärberater_In“ Einfluss auf fremde
Streitkräfte in Krisengebiete zu nehmen. So wurde die Bundeswehr zu
einer Berufsarmee, auch wenn sich das im Fall eines großen Krieges,
bei der die BRD auch tatsächlich in Gefahr ist, sehr schnell ändern
dürfte und die Wehrpflicht wieder in Kraft gesetzt wird. Aber
dadurch, dass momentan die Massen nicht mehr gezwungen werden, bei
der Bundeswehr schießen zu lernen, sowie Deutschland eine größere
Rolle in der NATO einnehmen will, fehlt es an Rekrut_Innen. Folglich
wird verstärkt auf ein anderes Mittel mit dem Zweck gesetzt, neue
junge Kräfte für den Militärdienst zu gewinnen und den Machthunger
Deutschlands zu stillen: Die altbekannte Werbung!

So
präsentiert sich die Bundeswehr auf Werbeplakaten, baut ihre
Internetpräsenz aus, öffnet über Jobangebote ihre Tür für
Erwerbslose und gibt sich den Schüler_Innen über die Schule oder
Jobmessen als zweiter „Freund und Helfer“. Das direkte Werben für
die kriegerischen Absichten des deutschen Militärs, welches sich
wenig von anderen Armeen unterscheidet, wird allerdings teilweise
entschärft und durch die Blume mitgeteilt, um sich mehr
Sympathiepunkte in weniger positiv eingestellten Kreisen einzufangen.
Trotzdem ist nicht zu vergessen, dass gerade in Zeiten der Krise auch
die Radikalisierung in der Bevölkerung zunimmt und mehr Menschen von
einem aggressiveren, militärischen Auftreten des deutschen
Imperialismus angesprochen werden.

Im
Klartext heißt das, man versucht über Werbung neue Militärkader
für die Streitkraft des deutschen Kapitals herauszubilden, um den
Einfluss auf die internationale Politik zu vergrößern. Dass die
Bundeswehr als Parlamentsarmee demokratisch legitimiert erscheint,
ändert hierbei nicht das Geringste an dem Fakt, dass die
ökonomischen und geopolitischen Interessen der Bourgeoisie im
Vordergrund stehen.

Die



Darstellung in den Medien

Ein nicht zu ignorierendes Problem für die Außenwirkung der Bundeswehr
ist ihre Durchsetzung mit Rechtsextremen, dessen Tendenz sich parallel zum
Rechtsruck  in  der  allgemeinen  Bevölkerung  auch  in  der  Bundeswehr
feststellen lässt,  aber in einem verschärften Ausmaß. So gibt es mehrere
Verbindungen zu verfassungsfeindlichen Organisationen, dem faschistischen
Untergrund  und  rechtsextremen  Chatgruppen.  Nach  außen  erzeugt  dies
keine  gute  Wirkung,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  Bundeswehr  für  die
Bundesrepublik  Deutschland  und  für  angebliche  Verteidigung  der
Menschenrechte und Demokratie steht. Medial erfährt die Bundeswehr durch
faschistische Infiltrierung wie auch das Gerücht,  die Bundeswehr besäße
rückständige und teilweise kaputte Ausrüstung somit meist eine negative
Darstellung;  z.  B.  durch  die  vermeintlich  nicht  funktionierenden
Kampfhubschrauber  oder  die  überalterten  Schiffe.  Folglich  wird  hier
ebenfalls versucht, das schlechte Bild der Bundeswehr durch Werbung und
vermeintliche  Aufklärung  in  Schulen  über  die  Arbeit  der  Bundeswehr
aufzupolieren. Auf Social Media lässt sich ähnliches feststellen: Die schlechte
mediale  Aufbereitung der  Bundeswehr wird mit  einem Leitfaden für  das
Verhalten  von  Mitarbeiter_Innen  zur  Stärkung  des  Rufs  durch  positives
Auftreten  übertüncht  –  wohlgemerkt  damit  auch  die  Missstände  und
Kontroversen.

Soziale
Arbeit im Namen der Bundeswehr

Als
einer der größten Arbeitgeber Deutschlands kann man im Namen der
Bundeswehr auch zivildienstliche Arbeit verrichten, in welcher sich
der Versuch der Bundeswehr zeigt, sich als Humanitäre Instanz zu
präsentieren. Dabei trägt dies indirekt zu einer stärkeren Bindung
des Militärs an die deutsche Gesellschaft bei und lässt den
deutschen Militarismus in der öffentlichen Darstellung in den
Hintergrund fallen. Zuletzt wurden die Soldat_Innen im Land
eingesetzt entweder als Unterstützung im Bau von Notkrankenhäusern
oder als medizinisches Personal während der Corona-Pandemie.



Seltener kommt sie auch zum Einsatz bei Naturkatastrophen wie beim
Elbehochwasser 2013. Dabei gibt es, wenn man Wohltätigkeitsarbeit
leisten will, zahlreiche Alternativen wie die Durchführung eines
Freiwilligen Sozialen Jahres oder dem Einsatz beim Katastrophenschutz
wie dem THW und somit in Institutionen, die auf diese Arbeit
vorbereitet und geschult sind, aber im Gegensatz zur Bundeswehr meist
stark unterfinanziert sind.

Des Weiteren ist die Bundeswehr kein Arbeitgeber wie jeder andere, obwohl
sie  sich  gerne  so  darstellen  möchte.  Sie  bietet  den  Arbeitnehmer_Innen
enorme finanzielle Vorteile wie ein hohes Gehalt plus eine feste Anstellung
und anderweitiger Vorteile wie auch ein besseres Ansehen in einigen Kreisen
der  Gesellschaft.  In  Zeiten  von  weiteren  verschärften  Angriffen  auf  die
Rechte des Proletariats ist dies ein guter Köder, um vermehrt Jugendliche zu
gewinnen. Das wird alles aus den Kassen des Staates bezahlt, der es sich
gerne einiges kosten lässt, dass er seinen Stand in der Welt ausbaut und
dafür  die  Notlage  junger  Menschen  ausnutzt.  Im  Endeffekt  sorgt  die
Bundeswehr für viel Leid und gewaltsame Unterdrückung in der Welt. Und
zwar nicht nur durch die eigene Waffe, sondern auch indem die Bundeswehr
dadurch die imperialistische Weltordnung verteidigt,  in  der arme Länder
ausgebeutet  gehören  und  bei  Widerstand  mit  politischen  bis  hin  zu
militärischen Konsequenzen zu rechnen haben. Und das steht auf keinem
Plakat und wird auch keiner Soldatin und keinem Soldaten je erklärt.

Wir
als Revolutionär_Innen stehen gegen den deutschen Imperialismus und
allen Formen der Werbung für ihn. Der proletarische Kampf muss immer
den Kampf gegen das Kapital und dessen Beschützer_Innen wie das
Militär beinhalten, um eine klassenlose Gesellschaft zu ermöglichen.
Schlussendlich bleibt es auch bei der Bundeswehr als Parlamentsarmee
dabei, dass sie im Sinne der deutschen Bourgeoisie agiert und hinter
dem „Kampf für Menschenrechte“ ökonomische Interessen
versteckt. Wie bereits erwähnt gibt es viele Möglichkeiten sich
sozial zu engagieren, ohne sich vom deutschen Imperialismus
einspannen zu lassen. Die Bundeswehr ist und bleibt eine bürgerliche



Armee!


